Offener Brief                                                                           Datum: 26.Mai 2009

an die Damen und Herren

Minister, Staatsanwälte und Gerichtsdirektoren im Land Brandenburg

Im Weichbild der sich bereits in gefährlichem Umfang auch über das Land Brandenburg ausbreitenden

größten Finanz- und Wirtschaftskrise dieses begonnenen Jahrtausends empfinden wir es, gelinde

ausgedrückt taktlos, dass gerade in dieser nicht zuletzt auch für jeden Bürger beunruhigenden Situation

wieder einmal die Zweckverbände im Trinkwasser- und Abwasserbereich für unübersehbare und

zunehmende Spannungen sorgen.

Bedauerlicher Weise zeigen Aktionen, wie auch Gerichtsurteile und Verläufe anhängiger Verfahren

immer wieder, dass sich bei den inzwischen  weitgehend bekannten, oft  mit unverhältnismäßigen Mitteln

geführten Machtausübungen der Verantwortlichen  gegenüber Bürgern, diese sich durch die Landesregierung und Staatsanwaltschaften in Form von polizeilichen Amtshilfen und  von den Gerichten

durch Ergebnis orientierte  Urteile in der Richtigkeit bei der Auslegung der Gesetze, wie auch bei der Wahl

ihrer Mittel  bestärkt fühlen.

Wie nun die Landesregierung in einer veröffentlichten Druckschrift bereits kurze Zeit nach der oftmals

in Frage gestellten rechtmäßigen Gründung von Zweckverbänden verlauten ließ, leiden viele von ihnen

an einem erheblichen Finanzbedarf. Neben den rechtlichen Mängeln bei den Verbandsgründungen wurden Investitionsentscheidungen getroffen und umgesetzt, die von der wirtschaftlichen und demo-

grafischen Entwicklung weit entfernt lagen. Dies brachte die Zweckverbände immer wieder in Notlagen, die Mal für Mal finanziell durch Steuerzuwendungen bereinigt wurden, ohne die Verursacher

zur Rechenschaft zu ziehen. Den Verbänden blieb neben ständigen Gebühren- oder Beitragserhöhungen

nur noch die Möglichkeit, mittels hoher Investitionskosten immer weiter eine fast 100% Anschluss-

quote anzustreben oder, wie neuerdings sogar Gelder von Altanschließern von Wasser- und Abwasser-

anschlüssen in Aussicht zu nehmen aus Zeiten, in denen die Zweckverbände noch nicht einmal existent waren.

Wir sind der Meinung, dass auf Grund der noch längst nicht in allen Belangen angesprochenen

Situationen nunmehr ein Zeitpunkt erreicht ist, wo die Landespolitik  kraft ihrer Aufsichtspflicht

gegenüber den Zweckverbänden diese zu einer Einhaltung der Bundesgesetzgebung für diesen Bereich,

sowie zu einer moderateren Anwendung der Landesgesetzgebung dringend ermahnen sollte.

Sie könnte dadurch  nicht nur ein neues Signal für die Justiz  geben, sondern sich selbst wieder

einer durchschaubaren Bürgernähe zuwenden, die für eine gedeihliche Zukunft unseres Landes von

der Bürgerschaft mit Sicherheit honoriert würde.

Als äußerst bedauerlich legten am 5. Februar dieses Jahres auf einer Fachtagung in Berlin anwesende

Mittelstandsunternehmer dar, dass dezentrale Technologien zur Einsparung und Wiederverwendung

endlicher Ressourcen, die dem Höchststand der Technik entsprechen, Vermarktungsprobleme im Ausland

haben wegen fehlender Demonstrationsanlagen.

Was im Inland keine Akzeptanz wegen Monopolisierung oder fachlichem Unvermögen, vielleicht

auch durch Korruption von Entscheidungsträgern besitzt, kann kaum  exportfähig gemacht werden.

Geben Sie alle den Wissenschaftlern, Ingenieuren, Ausführenden wie auch kreativen Bürgern notwendige Unterstützung. Arbeitsmarkt und Klimaschutz würden es mit Sicherheit positiv spüren lassen.
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